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Vorwort
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der zitierten Werke habe ich auf den Stand von Ende Dezember 2020 ge- 
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Ich danke meinem Doktorvater Herrn Professor Dr. Andreas Fuchs, LL.M. 
(Michigan) herzlich für die konstruktive und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
während meiner Zeit als Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl, für die Freiheit, die 
er mir im Rahmen meines Promotionsvorhabens gewährt hat, und für die wert-
vollen Hinweise und Anregungen im Zuge der Fertigstellung der Arbeit.

Herrn Professor Dr. Hans-Jürgen Ahrens danke ich für die überaus zügige 
Erstellung des Zweitgutachtens und die hilfreichen Anregungen zur Neubetite-
lung der Arbeit.

Besonderer Dank gebührt meinen ehemaligen Kollegen und Weggefährten 
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Petra Heidemeyer und Heike Kordts danke ich für die angenehmen Gesprä-
che, ihr stets offenes Ohr und nicht zuletzt für die Hilfe bei der Formatierung 
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Den Reihenherausgebern Herrn Professor Dr. Jörn Axel Kämmerer, Herrn 
Professor Dr. Dr. h.c. mult. Karsten Schmidt und Herrn Professor Dr. Rüdiger 
Veil möchte ich an dieser Stelle ebenfalls meinen Dank für die Aufnahme  
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der Arbeit in die „Schriften zum Unternehmens- und Kapitalmarktrecht“ aus-
sprechen. 

Ich widme die Arbeit meinem viel zu früh verstorbenen Vater Dr. med. Ber-
nard Josef Gerding und meiner Mutter Gabriele Johanna Welsing-Gerding. 
Ohne den bedingungslosen Rückhalt und die Unterstützung meiner Eltern in 
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Gerding danke ich nicht nur für das tapfere Korrekturlesen der Arbeit, sondern 
auch dafür, dass er immer an meiner Seite ist.
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